
Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen
(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz — KJSG)

A. Problem und Ziel

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz, mit dem das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder-
und Jugendhilfe (5GB VIII) vor 25 Jahren eingeführt wurde, hat das Kind und seine Rech
te deutlich gestärkt. Es stellt Kinder und Jugendliche als Subjekte in den Mittelpunkt der
Kinder- und Jugendhilfe, der es den Auftrag zuweist, das Recht eines jeden jungen Men
schen auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortli
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit ( 1 Absatz 1 5GB VIII) umzusetzen.

Angesichts der Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen und ihren Familien von
heute wird allerdings deutlich, dass die Verwirklichung dieses Rechts Veränderungen in
der Kinder- und Jugendhilfe und ihren gesetzlichen Grundlagen erfordert.

Ein nicht unerheblicher Teil der Kinder und Jugendlichen läuft Gefahr, so der 14. Kinder
und Jugendbericht, „von der sozialen Teilhabe und der Perspektive eines durchschnittli

chen Lebensentwurfs abgehängt zu werden“ (Bundestagsdrucksache 17/12200, 5. 53).
Die Herstellung von Chancengleichheit für diese jungen Menschen ist eine gesamtgesell
schaftliche Aufgabe von höchster Priorität und vor allem auch eine aktuelle und künftige
Herausforderung für die Kinder- und Jugendhilfe, deren primäre Funktion in der Vermei
dung bzw. dem Abbau von Benachteiligungen für junge Menschen durch individuelle und
soziale Förderung besteht.

Ausgehend von dem Recht junger Menschen auf Förderung ihrer Entwicklung und auf
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen, gemeinschaftsfähigen und selbstbestimmten
Persönlichkeit gilt es, Kinder und Jugendliche durch mehr Teilhabe, bessere Leistungsan
gebote und einen wirksameren Schutz umfassend zu stärken und die Kinder- und Ju
gendhilfe zu einem inklusiven, effektiven und dauerhaft tragfähigen und belastbaren Leis
tungssystem weiterzuentwickeln. Dieser Maßgabe folgend besteht in folgenden Bereichen
gesetzgeberischer Handlungsbedarf:

Starke Kinder und Jugendliche brauchen mehr Beteiligung an den für ihr Aufwachsen
maßgeblichen Entscheidungsprozessen: Vor dem Hintergrund der Ergebnisse des am 1.
Januar 2012 in Kraft getretenen Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) sind bessere
Beratungszugänge und erweiterte Beteiligungs- und Beschwerdemöglichkeiten für Kinder
und Jugendliche erforderlich.

Starke Kinder und Jugendliche brauchen Stabilität und Kontinuität: Für das Kind und sei
ne Entwicklung sind die Stabilität seiner Familiensituation und die Sicherheit und Kontinui
tät seiner personalen Beziehungen von Bedeutung. Gerade Pflegekinder, die meist hoch
belastet in einer Pflegefamilie untergebracht werden, sind einem hohen Risiko von Bezie
hungsabbrüchen, Bindungsverlusten und Brüchen im Lebenslauf ausgesetzt, mit daraus
resultierenden negativen Folgen für ihre Entwicklung und ihr Wohlergehen. Daher gilt es,
der Familiensituation und den personalen Beziehungen von Pflegekindern Sicherheit zu
verleihen.
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Starke Kinder und Jugendliche brauchen wirkungsvolle Schutzinstrumenle: Der Kinder-
und Jugendhilfe kommt eine Garantenstellung für Kinder und Jugendliche zu. Ihr obliegt
insbesondere die Verantwortung für den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gefah
ren für ihr Wohl. Auf der Grundlage der Evaluationsergebnisse zum BKiSchG ist die
Wahrnehmung dieser Garantenstellung durch die Kinder- und Jugendhilfe weiter zu stär
ken. Im Hinblick auf einen wirksameren Kinderschutz geht es hierbei um einen besseren
Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen und in Auslandsmaßnahmen. Zu
dem soll die Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis von neben- und ehrenamt
lichen in der Kinder- und Jugendhilfe tätigen Personen praxistauglicher gestaltet werden
und so zu mehr Sicherheit führen.

Angesichts der zunehmenden Zahl von Meldungen zu Übergriffen in Einrichtungen bedarf
es einer bundesgesetzlichen Klarstellung, dass der angemessene Schutz für Personen
gruppen mit einem besonderen Schutz-bedürfnis in Erstaufnahmeeinrichtungen und Ge
meinschaftsunterkünften sicherzustellen ist. Es besteht eine besondere Verantwortung
auch des Bundesgesetzgebers für diejenigen Asylbegehrenden, die besonders schutzbe
dürftig sind. Hierzu gehören Kinder, Jugendliche und Frauen. Es ist nicht hinnehmbar,
wenn diese Menschen, die viel Leid vor und auf der Flucht erlebt haben und deshalb
Schutz und Zuflucht suchen, in Aufnahmeeinrichtungen in Deutschland wieder Gewalt
erfahren müssen.

Starke Kinder und Jugendliche brauchen starke Netzwerke im Kinderschutz: Starke
Netzwerke ermöglichen ein wirkungsvolles Zusammenwirken der beteiligten Akteure. Zur
Sicherung eines effektiven Zusammenwirkens vor allem von Arztinnen und Arzten und
vom Jugendamt sollen Arztinnen und Arzte und andere Berufsgeheimnisträger auch nach
erfolgter Meldung ans Jugendamt am weiteren Prozess beteiligt werden. Dieses Zusam
menwirken im Kinderschutz soll auch im Fünften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) weiter
gestärkt werden.

Starke Kinder und Jugendliche brauchen eine Kinder- und Jugendhilfe, die alle Kinder und
Jugendflchen in ihrer Individualität fördert, wie es § 1 Absatz 3 Nummer 1 SGB VIII vor
sieht. Von besonderer Bedeutung ist, dass die Angebote aufgrund ihrer Ausgestaltung
und Qualität noch stärker am Bedarf von jungen Menschen und ihren Familien ausgerich
tet werden.. Das bedeutet auch, dass bei den Übergängen zwischen den Leistungssys
temen, die gleichzeitig auch Übergänge zwischen kindlichen Entwicklungsphasen sein
können, eine enge Kooperation zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und den jeweiligen
Leistungsträgern erfolgt.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf sieht Folgendes vor:

1. Verbesserung der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

— Kinder und Jugendliche erhalten einen uneingeschränkten Beratungsanspruch nach
§ 8 Absatz 3 SGB VIII.

— Eine Ombudsstelle als externe und unabhängige Anlaufstelle für Kinder und Jugend
liche in der Kinder- und Jugendhiffe vor Ort wird im SGB VIII verankert.

2. Stärkung von Pflegekindern und ihren Familien

— Die Klärung und Berücksichtigung der Lebensperspektive für Pflegekinder orientiert
sich am kindlichen Zeitempfinden und ist als Kriterium vom Träger der öffentlichen
Jugendhilfe als auch in Verfahren und bei Entscheidungen der Familiengerichte zu
berücksichtigen.
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— Die Beratung und Unterstützung von Herkunftseltern und Pflegeeltern werden ver
bessert.

— Das Familiengericht erhält die Möglichkeit, den dauerhaften Verbleib des Pflegekin
des in der Pflegefamilie anzuordnen, wenn eine Verbesserung der Erziehungsver
hältnisse in der Herkunftsfamilie trotz Beratung und Unterstützung der Eltern inner
halb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Pflegekindes vertretbaren Zeitraums
nicht erreicht wurde und auch künftig nicht zu erwarten ist und der Verbleib des Pfle
gekindes in der Pflegefamilie zum Wohl des Kindes erforderlich ist.

3. Qualifizierung von Schutzinstrumenten und —maßnahmen

— Die Regelungen zum Betriebserlaubnisverfahren und zur Aufsicht über Einrichtungen
werden stärker am Schutzbedürfnis der Kinder und Jugendlichen ausgerichtet.

— Die Regelungen zur Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen werden zusammenge
führt, konkretisiert und qualifiziert.

— Schutzlücken in Bezug auf Einrichtungen der offenen Jugendarbeit werden geschlos
sen.

— Die Datenschutzregelungen im Kontext der Einsichtnahme in das erweiterte Füh
rungszeugnis von neben- und ehrenamtlich in der Kinder- und Jugendhilfe tätigen
Personen werden praxistauglicher gestaltet.

— Die Vermittlung von Medienkompetenz wird als Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe
wird im Rahmen des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes klargestellt.

— Die Länder ergreifen die bei der Unterbringung von Asylbegehrenden geeigneten
Maßnahmen zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in Aufnahmeeindch
tungen. Die Träger von Aufnahmeeinrichtungen werden zur Entwicklung und Anwen
dung von Schutzkonzepten in Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunter
künften in Bezug auf Kinder, Jugendliche und Frauen verpflichtet.

4. Verbesserung der Kooperation im Kinderschutz

— Das Gesundheitswesen wird stärker in die Verantwortungsgemeinschaft für einen
wirksamen Kinderschutz einbezogen, insbesondere durch Regelung der Mitverant
wortung der gesetzlichen Krankenversicherung und Beteiligung ärztlicher Melderin
nen und Melder am Prozess der Gefährdungseinschätzung beim öffentlichen Träger
der Jugendhilfe.

— Unklarheiten in der Regelung der Befugnis kinder- und jugendnaher Berufsgeheim
nisträger zur Weitergabe von Informationen an das Jugendamt werden durch eine
stärker am Normadressaten ausgerichtete Formulierung beseitigt.

— Ärztliche Melderinnen und Melder erhalten vom Jugendamt eine Rückmeldung über
den weiteren Fortgang des Verfahrens der Gefährdungseinschätzung.

— Das Zusammenwirken von Jugendamt und Jugendstraustiz, StraNerfolgungsbehör
den und Familiengericht im Kinderschutz wird verbessert.

5. Bedarfsgerechtere Leistungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe

— Der Leitgedanke der Inklusion auf Grundlage des Übereinkommens für die Rechte
von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention) wird program
matisch im 6GB VIII verankert.
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— Die Leistungsart „Jugendwohnen“ wird im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zur
Jugendsozialarbeit konkretisiert.

— Es wird klargestellt, dass unterschiedliche Hilfearten kombiniert werden können.

— Eine Regelung zur Zusammenarbeit der Sozialleistungsträger beim Zuständigkeits
übergang wird eingeführt.

— Die Träger der freien Jugendhilfe werden stärker in die Pflicht zur Qualitätsentwick
lung einbezogen.

— Die Regelungen zur inklusiven Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in
Kindertagespflege werden weiterentwickelt.

— Den Ländern wir die Möglichkeit eröffnet, Landesrahmenverträge mit den kommuna
len Spitzenverbände und den Leistungserbringern zur Finanzierung von Maßnahmen
und Leistungen für unbegleitete ausländische junge Menschen abzuschließen und
daran die Kostenerstattung bei Gewährung von Jugendhilfe an unbegleitete ausländi
sche junge Menschen zu knüpfen.

C. Alternativen

Keine.

0. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.

Sollten wider Erwarten hier nicht aufgeführte finanzielle Auswirkungen für den Bund ent
stehen1 werden diese durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vollständig und dauerhaft in seinem Einzelplan gegenflnanziert.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Personenkreis der Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträger nach § 4
Absatz 1 KKG nimmt in der Regel Aufgaben der Verwaltung dar, kann aber auch als
Normadressat Wirtschaft tätig sein (Z.B. Ärztinnen/Arzte). Daraus resultiert ein Erfüllungs
aufwand von jährlich 101 695 Euro (netto). Aus der Entgegennahme der Rückmeldung
des Jugendamtes entsteht für Personen nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 KKG, die
dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung mitgeteilt, nicht
aber in die Gefährdungseinschätzung durch das Jugendamt einbezogen werden, ein Er
füllungsaufwand von 33 478 Euro (netto) jährlich.

Die Wirtschaft wird daher aufgrund der in § 8a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 5GB VIII vor
gesehenen Teilnahme von Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträger an
der Gefährdungseinschätzung sowie die Entgegennahme der Rückmeldung des Jugend-
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amts nach § 4 Absatz 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz
(KKG) jährlich mit 135 170 Euro (netto) Erfüllungsaufwand insgesamt belastet.

Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungs
aufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ‚In“ in Höhe von 135 170 Euro
dar. Die Kosten werden außerhalb dieses Regelungsvorhabens kompensiert.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Die Verwaltung wird jährlich mit 4,349 Millionen Euro (netto) (davon 4,316 Millionen Euro
(netto) für Länder/Gemeinden und 33 000 Euro für den Bund) Erfüllungsaufwand belastet.
Es entsteht für Länder/Gemeinden ein einmaliger Umstellungsaufwand in Höhe von 2,503
Millionen Euro.

Sollten wider Erwarten hier nicht aufgeführte finanzielle Auswirkungen für den Bund ent
stehen, werden diese durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vollständig und dauerhaft in seinem Einzelplan gegenfinanziert.

F. Weitere Kosten

Die Einnahmen der Gemeinden aus der Heranziehung zu einem Kostenbeitrag in der
Kinder- und Jugendhilfe reduzieren sich um 10,615 Millionen Euro. Entsprechend werden
die Bürgerinnen und Bürger um 10,615 Millionen Euro jährlich entlastet.
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen

(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz — KJSG)

Vom...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos
sen:

Artikel 1

Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe — in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. 1 S. 2022), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBI. 1 5. 3234) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 9 wird folgende Angabe eingefügt:

„ 9a Ombudsstellen“.

b) Nach der Angabe zu § 24 wird folgende Angabe eingefügt:

24a Berichtspflicht“.

c) Die Angabe zu § 35a wird wie folgt gefasst:

‚ 35a Eingliedemngshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung oder drohender seelischer
Behinderung“.

d) Die Angaben zu den § 36a bis 38 werden durch die folgenden Angaben ersetzt:

‚ 36a Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stalionären Leistungen

§ 36b Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang

§ 37 Beratung und Unterstülzung der Pflegeperson. Örtliche Prüfung

§ 37a Beratung und Unterstützung der Eltern, Zusammenarbeit bei stationären Leistungen

§ 38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen“.

e) Nach der Angabe zu § 45 wird folgende Angabe eingefügt:

•‚ 45a Einrichtung‘.

1) Die Angabe zu § 46 wird wie folgt gefasst:

. 46 Prüfung“.

g) Nach der Angabe zu § 48a wird folgende Angabe eingefügt:
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‚ 48b Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der offenen Jugendarbeir.

h) Die Angabe zu § 58a wird wie folgt gefasst:

„ 58a Auskunft über Alleinsorge aus dem Sorgeregister‘.

i) Die Angaben zu den § 74 bis 76 werden durch die folgenden Angaben ersetzt:

74 Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe

§ 75 Beteiligung anerkannter Träger der freien Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer Aufgaben

§ 76 Arbeitsgemeinschaften

§ 76a Steuewngsverantwortung

§ 76b Erstattung selbstbeschaffter Leistunge«.

j) Nach der Angabe zu § 76b wird folgende Angabe eingefügt:

‚Dritter Abschnitt

Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte und Qualitätsent

wicklung.

k) Die Angaben zu den § 77 bis 78 werden wie folgt gefasst:

‚ 77 Förderung der freien Jugendhilfe

§ fla Finanzierung von Tageseinhchtungen für Kinder

§ 78 Vereinbarung über die Höhe der Kosten.

1) Die Angabe zum Dritten Abschnitt des Fünften Kapitels wird gestrichen.

m) Der Angabe zu § 78a werden die Wörter der Entgelifinanzierung‘ angefügt.

n) Die Angabe zu § 83 wird wie folgt gefasst:

‚ 83 Aufgaben da Rundes. sachverständige Beratung“.

o) In der Angabe zu § 87c wird das Wort Bescheinigung durch die Wörter schrift
liche Auskunft“ ersetzt.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „einer“ das Wort »selbstbestimmten,“ einge
fügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Ein junger Mensch hat Teil an der Gesellschaft, wenn er entsprechend
seinem Alter die Möglichkeit hat, in allen ihn betreffenden Lebensbereichen
selbstbestimmt zu interagieren, sowie die Möglichkeit zur Interaktion in einem
seinen Fähigkeiten entsprechenden Mindestmaß wahrnimmt.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „fördern“ ein Komma und die Wörter
„ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft ermög
lichen oder erleichtern“ eingefügt.
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bb) In Nummer 4 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma ersetzt, werden nach
dem Wort schaffen“ die Wörter „sowie die volle, wirksame und gleichberech
tigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft für alle jungen Menschen zu
verwirklichen“ eingefügt und wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.

3. In § 2 Absatz 2 Nummer 3 wird das Wort „Tagespflege“ durch das Wort »Kinderta
gespflege“ ersetzt.

4. In § 8 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „wenn die Beratung auf Grund einer Not-
und Konfiiktlage erforderlich ist und“ gestrichen.

5. § 8a Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

‚Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage
gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den
Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen, und, sofern dies nach
fachlicher Einschätzung erforderlich ist,

1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönli
chen Umgebung zu verschaffen sowie

2. Personen, die dem Jugendamt nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Kooperation
und Information im Kinderschutz Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise an
der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen.“

6. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

b) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

4. die gleichberechtigte Teilhabe von jungen Menschen mit und ohne Behinde
rungen umzusetzen und, vorhandene Barrieren abzubauen.“

7. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt:

„ 9a

Ombudsstellen

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann eine Ombudsstelle oder vergleich
bare Strukturen errichten, an die sich junge Menschen und ihre Familien zur allge
meinen Beratung sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang
mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch
die öffentliche und freie Jugendhilfe wenden können.“

8. § 13 Absatz 3 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

Junge Menschen sollen während der Teilnahme an einem Angebot nach Absatz
2 Unterkunft in sozialpädagogisch begleiteten Wohnformen erhalten, sofern ihre Un
terbringung nicht anderweitig sichergestellt ist. Die Unterkunft wird so lange gewährt,
wie die jungen Menschen dieser Hilfe beim Übergang in eine selbständige Lebens
führung aufgrund ihrer individuellen Situation bedürfen.“

9. Dem § 14 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Von diesen Maßnahmen ist auch die Vermittlung von Medienkompetenz umfasst.“
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10. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort ‚oder“ durch ein Komma und das Wort „Personen
sorgeberechtigten“ durch die Wörter Erziehungsberechtigten oder in ande
ren geeigneten Räumen“ ersetzt.

bb) Satz 4 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden das Wort „und‘ durch ein Komma ersetzt und werden
nach dem Wort „gemeinschaftsfähigen“ die Wörter ‚und selbstbestimmten“
eingefügt.

bb) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und werden nach
dem Wort ‚Kindererziehung“ die Wörter ‚und familiäre Pflege“ eingefügt.

cc) Die folgenden Sätze werden angefügt:

„Hierzu sollen sie die Erziehungsberechtigten einbeziehen und mit dem Trä
ger der öffentlichen Jugendhilfe und anderen Personen, Diensten oder Ein
richtungen, die bei der Leistungserbringung für das Kind tätig werden, zu
sammenarbeiten. Sofern Kinder mit und ohne Behinderung gemeinsam ge
fördert werden, arbeiten sie und der Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit
anderen beteiligten Rehabilitationsträgern zusammen.“

11. § 22a Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

‚(4) Kinder mit Behinderungen und Kinder ohne Behinderungen sollen gemeinsam
gefördert werden. Die besonderen Bedürfnisse von Kindern mit Behinderungen und
von Kindern, die von Behinderung bedroht sind, sind zu berücksichtigen.“

12. § 23 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird nach den Wörtern »Beiträge zu einer“ das Wort „angemesse
nen“ eingefügt.

b) In Nummer 4 werden die Wörter „Krankenversicherung und Pflegeversicherung“
durch die Wörter „Kranken- und Pflegeversicherung“ ersetzt.

13. In § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt
und werden nach dem Wort „gemeinschaftsfähigen‘ die Wörter „und selbstbestimm
ten“ eingefügt.

14. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt:

„ 24a

Berichtspflicht

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über
den quantitativen Stand des Förderangebots für Kinder bis zum Schuleintrift in Ta
geseinrichtungen und in der Kindertagespflege vorzulegen.“

15. § 27 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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‚Unterschiedliche Hilfearten können miteinander kombiniert werden, sofern dies dem
erzieherischen Bedarf des Kindes oder Jugendlichen im Einzelfall entspricht.“

16. § 35a wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„ 352

Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung oder
drohender seelischer Behinderung“.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie
Art und Form der Leistungen richten sich nach Kapitel 6 des Teils 1 des Neunten
Buches sowie nach § 90 und den Kapiteln 3 bis 6 des Teil 2 des Neunten Bu
ches, soweit diese Bestimmungen auch auf Personen mit seelischer Behinde
rung oder auf von einer solchen Behinderung bedrohte Personen Anwendung
finden.“

17. § 36 Absatz 1 Satz 2 bis 5 und Absatz 4 wird aufgehoben.

18. Die § 36a bis 38 werden durch die folgenden § 36a bis 38 ersetzt:

„ 36a

Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stationären Leistungen

(1) Gegenstand der Hilfeplanung bei stationären Leistungen ist in Ergänzung
der Planungsgegenstände nach § 36 die Perspektivklärung, ob die Leistung

1. zeitlich befristet sein soll oder

2. eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten soll.

(2) Maßgeblich bei der Perspektivklärung nach Absatz 1 ist, ob durch Leistun
gen nach diesem Abschnitt die Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingun
gen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kin
des oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass die
Herkunftsfamilie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen, betreuen
und fördern kann. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe-
oder Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf
die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums nicht erreich
bar, so soll mit den beteiligten Personen eine andere, dem Wohl des Kindes oder Ju
gendlichen förderliche und auf Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet wer
den. In diesem Fall ist vor und während der Gewährung einer stationären Hilfe insbe
sondere zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht kommt.

(3) Bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen sind

1. der Leistungsberechtigte nach § 27 und das Kind oder der Jugendliche,

2. der Leistungsberechtigte nach § 35a und sein Erziehungsberechtigter oder
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3. der Leistungsberechtigte nach § 41.

Der Wahl und den Wünschen der Leistungsberechtigten ist zu entsprechen, sofern
sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz
1 genannten Personen die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Ein
richtung, mit deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der
Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrich
tung nach Maßgabe des Hilfeplans geboten ist.

(4) Im Hilfeplan sind in Ergänzung der Inhalte nach § 36 Absatz 2 Satz 2 zu do
kumentieren:

1. die Perspektivklärung nach Absatz 1,

2, im Falle des Absatzes 2 Satz 2

a) die Feststellung einer auf Dauer angelegten Lebensform,

b) das Ergebnis der Prüfung nach Absatz 2 Satz 3,

3. die Art und Weise der Zusammenarbeit der Pflegeperson oder der Personen, die
in der Einrichtung für die Förderung des Kindes oder Jugendlichen verantwortlich
sind, und der Eltern nach § 37a Absatz 2 sowie die damit im Einzelfall verbunde
nen Ziele,

4. der vereinbarte Umfang der Beratung und Unterstützung der Eltern nach § 37a
Absatz 1 und

5. bei Vollzeitpflege nach § 33 oder § 35a Absatz 2 Nummer 3 der vereinbarte Um
fang der Beratung und Unterstützung der Pflegeperson nach § 37 Absatz 1 sowie
die Höhe der laufenden Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen
nach § 39.

Die Pflegeperson oder die Personen, die in der Einrichtung für die Förderung des
Kindes oder des Jugendlichen verantwortlich sind, sind an der Aufstellung des Hilfe-
plans zu beteiligen.

(5) Die regelmäßige Überprüfung des Hilfeplans ist an einem im Hinblick auf die
Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen vertretbaren Zeitraum auszurichten.
Eine Abweichung von den im Hilfeplan getroffenen Feststellungen ist nur bei einer
Änderung des Hilfebedarfs und bei entsprechender Anderung des Hilfeplans auch bei
einem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit zulässig.

§ 36b

Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang

(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der Leistungs
gewährung ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Falle eines Zuständigkeits
übergangs auf andere Sozialleistungsträger dafür verantwortlich, dass die anderen
Soziafleistungsträger rechtzeitig in die Hilfeplanung eingebunden werden.

(2) Im Rahmen des Hilfeplans sollen von den zuständigen Sozialleistungsträ
gern Vereinbarungen zur Durchführung des Zuständigkeitsübergangs getroffen wer
den.
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§ 37

Beratung und Unterstützung der Pflegeperson, örtliche Prüfung

(1) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder des Jugendlichen
und während der Dauer des Pflegeverhältnisses Anspruch auf Beratung und Unter
stützung Dies gilt auch in den Fällen, in denen für das Kind oder den Jugendlichen
weder Hilfe zur Erziehung noch Eingliederungshilfe gewährt wird, und in den Fällen,
in denen die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeitpflege nach § 44 bedarf.
Lebt das Kind oder der Jugendliche bei einer Pflegeperson außerhalb des Bereichs
des zuständigen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, so sind ortsnahe Beratung und
Unterstützung sicherzustellen. Der zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat
die aufgewendeten Kasten einschließlich der Verwaltungskosten auch in den Fällen
zu erstatten, in denen die Beratung und Unterstützung im Wege der Amtshilfe geleis
tet wird. Zusammenschlüsse von Pflegepersonen sollen beraten werden, unterstützt
werden und gefördert werden.

(2) Sofern der Inhaber der Personensorge durch eine Erklärung nach § 1688
Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungsmacht der Pflegeper
son so weit einschränkt, dass die Einschränkung eine dem Wohl des Kindes oder des
Jugendlichen förderliche Entwicklung nicht mehr ermöglicht, sollen die Beteiligten das
Jugendamt einschalten. Auch bei sonstigen Meinungsverschiedenheiten zwischen
ihnen sollen die Beteiligten das Jugendamt einschalten.

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort
und Steile überprüfen, ob eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderli
che Entwicklung bei der Pflegeperson gewährleistet ist. Die Pflegeperson hat das Ju
gendamt über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des
Jugendlichen betreffen.

§ 37a

Beratung und Unterstützung der Eltern, Zusammenarbeit bei stationären Leistungen

(1) Werden Hilfen nach den § 32 bis 34 und 35a Absatz 2 Nummer 3 und 4
gewährt, haben die Eltern einen Anspruch auf Beratung und Unterstützung sowie
Förderung der Beziehung zu ihrem Kind. Durch Beratung und Unterstützung sollen
die Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie in
nerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertret
baren Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen
wieder selbst erziehen kann. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Entwicklungs-,
Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeit
raums nicht erreichbar, so dient die Beratung und Unterstützung der Eltern der Erar
beitung und Sicherung einer anderen, dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen för
derlichen und auf Dauer angelegten Lebensperspektive.

(2) Bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hilfen soll darauf hingewirkt werden,
dass die Pflegeperson oder die in der Einrichtung für die Förderung des Kindes oder
Jugendlichen verantwortliche Person und die Eltern zum Wohl des Kindes oder Ju
gendlichen zusammenarbeiten. Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt dies
durch eine abgestimmte Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 und § 37 sicher.
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§ 38

Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen

(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der Regel im Inland zu erbringen; sie
dürfen nur dann im Ausland erbracht werden, wenn dem Bedarf des Kindes oder des
Jugendlichen im Einzelfall nur dadurch entsprochen werden kann. Dies ist im Hilfe-
plan darzulegen.

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll vor der Entscheidung über die
Gewährung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht wird,

1. zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die Stellungnahme
einer in § 35a Absatz la Satz 1 genannten Person einholen,

2. sicherstellen, dass

a) der Leistungserbringer über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für eine Ein
richtung im Inland verfügt, in der Hilfe zur Erziehung erbracht wird und die
Gewähr dafür bietet, dass er die Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaates
einhält und mit den Behörden des Aufenthaltslandes sowie den deutschen
Vertretungen im Ausland zusammenarbeitet,

b) mit der Erbringung der Hilfen nur Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut
werden,

c) die Überprüfung und Fortschreibung des Hilfeplans unter Beteiligung des
Kindes oder des Jugendlichen in der Regel am Ort der Leistungserbringung
erfolgt und

d) mit dem Leistungserbringer über die Qualität der Maßnahme eine Vereinba
rung abgeschlossen wird; dabei sind die fachlichen Handlungsleitlinien des
überörtlichen Trägers anzuwenden,

3. die Eignung der mit der Leistungserbringung zu betrauenden Einrichtung oder
Person an Ort und Stelle überprüfen und

4. der erlaubniserteilenden Behörde unverzüglich Angaben zum Leistungserbringer,
zu Beginn und Ende der Leistungserbringung im Ausland sowie zum Aufent
haltsort des Kindes oder des Jugendlichen melden.“

19. § 45 wird wie folgt gendeft:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Einrichtung“ das Komma und die
Wörter „in der Kinder oder Jugendliche ganztätig oder für einen Teil des Tages
betreut werden oder Unterkunft erhalten,“ durch die Angabe „nach § 45a“ ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt:

„1. der Träger die für den Betrieb der Einrichtung erforderliche Zuverlässig
keit besitzt,“.

bb) Die bisherigen Nummern 1 wird Nummer 2 und in ihr werden nach dem Wort
„sind“ werden die Wörter „und durch den Träger gewährleistet werden“ ein
gefügt.
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cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und wird wie folgt gefasst:

„4. zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern und Jugendlichen
in der Einrichtung die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines
Konzepts zum Schutz vor Gewalt, geeignete Verfahren der Beteiligung
sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten
innerhalb und außerhalb der Einrichtung gewährleistet werden.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort „sowie“ gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch das Wort „sowie“ ersetzt.

cc) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. nachzuweisen, dass den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buch-
und Aktenführung entsprechende Aufzeichnungen über den Betrieb der
Einrichtung und deren Ergebnisse angefertigt werden sowie eine min
destens dreijährige Aufbewahrung dieser Aufzeichnungen sichergestellt
wird, wobei aus diesen Aufzeichnungen insbesondere ersichtlich werden
müssen:

a) für jede Einrichtung gesondert die Nutzungsart, Lage, Zahl und
Größe der Räume, die Belegung der Einrichtung und die regelmä
ßigen Arbeitszeiten des in der Einrichtung beschäftigen Personals
und deren Dienstpläne sowie

b) die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Trägers.“

d) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Sicherung“ durch das Wort „Gewährleistung“
ersetzt und wird nach dem Wort „können“ das Wort ‚auch“ gestrichen.

e) In Absatz 6 Satz 3 werden nach dem Wort „Auflagen“ die Wörter „nach Absatz 4
Satz 2“ eingefügt und werden nach den Wörtern »erteilt werden“ das Komma und
die Wörter „die zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung einer dro
henden Beeinträchtigung oder Gefährdung des Wohls der Kinder oder Jugendli
chen erforderlich sind“ gestrichen.

fl Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn das Wohl
der Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet und der Träger
nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. Sie kann zu
rückgenommen werden, wenn die Voraussetzungen für eine Erteilung nach Ab
satz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. Die Vorschriften zum Widerruf nach § 47
Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten Buches bleiben unberührt. Wi
derspruch und Anfechtungsklage gegen die Rücknahme oder den Widerruf der
Erlaubnis haben keine aufschiebende Wirkung.“

20. Nach § 45 wird folgender § 45a eingefügt:
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„ 45a

Einrichtung

Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer angelegte förmliche Verbindung
ortsgebundener räumlicher, personeller und sachlicher Mittel mit dem Zweck der
ganztägigen oder über einen Teil des Tages erfolgenden Unterkunftsgewährung so
wie Betreuung, Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, Ausbildung von Kindern und Ju
gendlichen außerhalb ihrer Familie, wenn der Bestand unabhängig von bestimmten
Kindern und Jugendlichen, den dort tätigen Personen und der Zuordnung bestimmter
Kinder und Jugendlicher zu bestimmten dort tätigen Personen ist.“

21. § 46 wird wie folgt gefasst:

‚ 46

Prüfung

(1) Die zuständige Behörde soll nach den Erfordernissen des Einzelfalls über
prüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen. Häu
figkeit, Art und Umfang der Prüfung müssen nach fachlicher Einschätzung im Einzel
fall zur Gewährleistung des Schutzes des Wohls der Kinder und Jugendlichen in der
Einrichtung geeignet, erforderlich und angemessen sein. Sie soll das Jugendamt und
einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrich
tung angehört, an der Uberprüfung beteiligen. Der Träger der Einrichtung hat der zu
ständigen Behörde insbesondere alle für die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzu
legen.

(2) Örtliche Prüfungen können jederzeit unangemeldet erfolgen. Der Träger der
Einrichtung soll bei der örtlichen Prüfung mitwirken.

(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Überprüfung der Einrichtung beauf
tragten Personen sind berechtigt, die für die Einrichtung benutzten Grundstücke und
Räume, soweit diese nicht einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, während der
Tageszeit zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen sowie mit
den Beschäftigten und, wenn die Personensorgeberechtigten damit einverstanden
sind, mit den Kindern und Jugendlichen Einzelgespräche zu führen. Zur Abwehr von
Gefahren für das Wohl der Kinder und Jugendlichen können die Grundstücke und
Räume auch außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit und auch, wenn diese zugleich
einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, betreten werden sowie Einzelgespräche
mit den Kindern und Jugendlichen ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten ge
führt werden. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass das Wohl der Kinder und Jugendli
chen in der Einrichtung nicht gewährleistet ist, so können mit diesen Einzelgespräche
ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten geführt werden, wenn dies für die
Wirksamkeit der Prüfung im Einzelfall erforderlich ist. Der Träger der Einrichtung hat
die Maßnahmen nach den Sätzen 1 bis 3 zu dulden.“

22. § 47 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen Zuständigkeitsbereich
erlaubnispflichtige Einrichtungen liegen oder der die erlaubnispflichtige Einrich
tung mit Kindern und Jugendlichen belegt, und die zuständige Behörde haben
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sich gegenseitig über Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das
Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeinträchtigen, unverzüglich zu informie
ren.‘

23. Nach § 48a wird folgender § 48b eingefügt:

» 48b

Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der offenen Jugendarbeit

(1) Für den Träger einer Einrichtung der offenen Jugendarbeit nach § 11 Absatz
2 Satz 2, die nicht der Erlaubnis nach § 45 Absatz 1 bedarf, gelten die Meldepflichten
nach § 47 entsprechend. Eine Tätigkeftsuntersagung kann entsprechend § 48 erfol
gen.

(2) Sind in einer Einrichtung der offenen Jugendarbeit ausschließlich neben- o
der ehrenamtliche Personen tätig und wird diese Einrichtung nicht durch den Träger
der öffentlichen Jugendhilfe gefördert, so soll in Vereinbarungen mit dem Träger die
ser Einrichtung sichergestellt werden, dass

1. ein Konzept zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt in der
Einrichtung entwickelt und angewandt wird sowie

2. bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung eine Beratung
durch den Träger der öffentlichen JugendhiWe in Anspruch genommen wird.

Die Vorschrift zum Ausschluss der Tätigkeit von einschlägig vorbestraften Personen
nach § 72a Absatz 4 und die dazugehörigen Datenschutzbestimmungen nach § 72 a
Absatz 5 gelten entsprechend.“

24. § 50 Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

„In Verfahren nach den § 1631b, 1632 Absatz 4, § 1666 und 1666a des Bürgerli
chen Gesetzbuchs sowie in Verfahren, die die Abänderung, Verlängerung oder Auf
hebung von nach diesen Vorschriften getroffenen Maßnahmen betreffen, legt das Ju
gendamt dem Familiengericht den Hilfeplan nach § 36 Absatz 2 Satz 2 vor. In ande
ren die Person des Kindes betreffenden Kindschaftssachen legt das Jugendamt den
Hilfeplan auf Anforderung des Familiengerichts vor. Das Jugendamt informiert das
Familiengericht in dem Termin nach § 155 Absatz 2 des Gesetzes über das Verfah
ren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
über den Stand des Beratungsprozesses. § 64 Absatz 2 und § 65 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 und 2 bleiben unberührt.‘

25. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Dabei soll das Jugendamt auch mit anderen öffentlichen Einrichtungen und
sonstigen Stellen, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation des Jugendlichen
oder jungen Volljährigen auswirkt, zusammenarbeiten, soweit dies zur Erfüllung
seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Die behördenübergrei
fende Zusammenarbeit kann im Rahmen von gemeinsamen Konferenzen oder
vergleichbaren gemeinsamen Gremien oder in anderen nach fachlicher Ein
schätzung geeigneten Formen erfolgen.“



-17-

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „Leistungen der Jugendhilfe“ die
Wörter oder anderer Sozialleistungsträger“ eingefügt.

26. § 58a wird wie folgt geändert.

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„ 58a

Auskunft über Alleinsorge aus dem Sorgeregister“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ‚Bescheinigung“ durch die Wörter ‚schriftlichen Aus
kunft“ ersetzt

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 wird das Wort ‚oder“ durch ein Komma ersetzt.

bbb) Nummer 2 wird durch die folgenden Nummern 2 und 3 ersetzt:

„2. aufgrund einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung die el
terliche Sorge den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam über
tragen worden ist oder

3. die elterliche Sorge aufgrund einer rechtskräftigen gerichtlichen
Entscheidung der Mutter ganz oder zum Teil entzogen worden
ist.“

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Bescheinigung“ durch die Wörter „schriftliche Aus
kunft“ ersetzt.

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt:

„Bezieht sich die gerichtliche Entscheidung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2
oder Nummer 3 nur auf Teile der elterlichen Sorge, so erhält die mit dem Va
ter des Kindes nicht verheiratete Mutter auf Antrag eine schriftliche Auskunft
darüber, dass Eintragungen nur in Bezug auf die durch die Entscheidung be
troffenen Teile der elterlichen Sorge vorliegen. Satz 2 gilt entsprechend.“

27. § 71 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Es regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglieder zum Jugendhilfeausschuss, insbe
sondere auch von selbstorganisierten Zusammenschlüssen von jungen Menschen
und ihren Familien, die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe erhalten, oder von
Pflegepersonen.“

28. § 72a Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Ab
sätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur folgende Daten speichern:
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1 den Umstand der Einsichtnahme,

2. das Datum des Führungszeugnisses und

3. die Information, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer in
Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist.

Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen die gespeicherten Daten nur
verändern und nutzen, soweit dies erforderlich ist, um die Eignung einer Person für
die Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist,
zu prüfen. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüg
lich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Ab
satz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten
spätestens sechs Monate nach Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen.“

29. Die bisherigen § 74 und 74a werden aufgehoben.

30. Die bisherigen § 75 und 76 werden die § 74 und 75.

31. Nach dem neuen § 75 werden die folgenden § 76 bis 76b eingefügt:

„ 76

Arbeitsgemeinschaften

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemein
schaften anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugend-
hilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. 21n den Arbeitsgemein
schaften soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufeinander
abgestimmt werden und sich gegenseitig ergänzen.

§ 76a

Steuerungsverantwortung

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten einer Leistung grund
sätzlich nur dann, wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe
des Hilfeplans unter Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts und der Partizipation
erbracht wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das Familiengericht
oder in denen Jugendliche oder junge Volljährige durch das Jugendgericht zur Inan
spruchnahme von Leistungen nach diesem Gesetz verpflichtet werden. Die Vorschrif
ten über die Heranziehung zu den Kosten der Leistung bleiben unberührt.

(2) Abweichend von Absatz 1 trägt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch
die Kosten einer Leistung in Fällen unmittelbarer Inanspruchnahme von nied
rigschwelligen ambulanten Hilfen, insbesondere nach § 28. Dazu schließt er mit den
Leistungserbringern Vereinbarungen, in denen die Voraussetzungen und die Ausge
staltung der Leistungserbringung sowie die Übernahme der Kosten geregelt werden.
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§ 76b

Erstattung selbstbeschaffler Leistungen

Ist die Leistungserbringung nicht bis zu einer Entscheidung des Trägers der öf
fentlichen Jugendhilfe über die Gewährung der Leistung oder bis zu einer Entschei
dung über ein Rechtsmittel nach einer zu Unrecht abgelehnten Leistung aufschiebbar
und beschafft sich der Leistungsberechtigte die Leistung selbst, so ist der Träger der
öffentlichen Jugendhilfe zur Erstattung der Aufwendungen verpflichtet, wenn

1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbst-
beschaffung über den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt hat oder er die lnkenntnis
setzung im Falle einer nicht zu vertretenden Unmöglichkeit unverzüglich nach
Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt hat und

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung zum Zeitpunkt der Selbst-
beschaffung vorlagen.‘

32. Nach § 76b wird folgende Überschrift eingefügt:

„Dritter Abschnitt

Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte und
Qualitätsentwicklung‘.

33. Nach der Überschrift des Dritten Abschnitts werden die folgenden § 77 und 77a ein
gefügt:

„ 77

Förderung der freien Jugendhilfe

(1) Die Träger der öffentlichen JugendhiWe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem
Gebiet der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie fördern, wenn der jeweilige Träger

1. die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt und die Be
achtung der Grundsätze und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi
cherung nach § 79a gewährleistet,

2. die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der
Mittel bietet,

3. gemeinnützige Ziele verfolgt,

4. eine angemessene Eigenleistung erbringt und

5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet.

Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel die Anerkennung als Träger
der freien Jugendhilfe nach § 75 voraus.

(2) Soweit von der freien Jugendhilfe Einrichtungen, Dienste und Veranstaltun
gen geschaffen werden, um die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch zu
ermöglichen, kann die Förderung von der Bereitschaft abhängig gemacht werden,
diese Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfe
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planung und unter Beachtung der in § 9 genannten Grundsätze anzubieten. § 4 Ab
satz 1 bleibt unberührt.

(3) Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Er
messen. Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller die Förderungsvorausset
zungen erfüllen und die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen gleich geeignet sind,
zur Befriedigung des Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwendig ist. Bei der Be
messung der Eigenleistung sind die unterschiedliche Finanzkraft und die sonstigen
Verhältnisse zu berücksichtigen.

(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben
werden, die stärker an den Interessen der Betroffenen orientiert sind und ihre Ein
flussnahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten.

(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter Be
rücksichtigung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzulegen.
Werden gleichartige Maßnahmen von der freien und der öffentlichen Jugendhilfe
durchgeführt, so sind bei der Förderung die Grundsätze und Maßstäbe anzuwenden,
die für die Finanzierung der Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe gelten.

(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der Jugendhilfe soll auch Mittel für
die Fortbildung der haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich
der Jugendarbeit Mittel für die Errichtung und Unterhaltung von Jugendfreizeit- und
Jugendbildungsstätten einschließen.

§ 77a

Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen regelt das Landesrecht. Dabei können
alle Träger von Einrichtungen, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für
den Betrieb der Einrichtung erfüllen, gefördert werden. Die Erhebung von Teilnahme-
beiträgen nach § 90 bleibt unberührt.“

34. Der bisherige § 77 wird § 78 und wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und in Satz 1 werden nach dem Wort „Inanspruch
nahme“ die Wörter sowie über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung, über
Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistung und über
geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung“ eingefügt.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Wird eine Leistung nach § 37 Absatz 1 oder § 37a Absatz 1 erbracht, so
ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der Kosten der Inan
spruchnahme nur verpflichtet, wenn mit den Leistungserbringern Vereinbarungen
über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung, über Grundsätze und Maßstäbe
für die Bewertung der Qualität der Leistung sowie über geeignete Maßnahmen zu
ihrer Gewährleistung geschlossen worden sind; § 76b Absatz 2 Satz 1 und § 78e
gelten entsprechend.“

35. Der bisherige § 78 wird aufgehoben:

36. Die bisherige Überschrift des Dritten Abschnitts des Fünften Kapitels wird gestrichen.
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37. § 78a wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter ‚der Entgelifinanzierung“ angefügt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „ 42“ durch die Angabe » 42, 42a“ ersetzt.

38. § 7Gb Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Vereinbarungen über die Erbringung von Auslandsmaßnahmen dürfen nur mit sol
chen Trägern abgeschlossen werden, die die Maßgaben nach § 38 Absatz 2 Nummer
2 Buchstabe a und b erfüllen.“

39. § 78f wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

»(2) Im Hinblick auf vorläufige Maßnahmen und Leistungen für unbegleitete
ausländische junge Menschen können die obersten Landesjugendbehörden mit
den kommunalen Spitzenverbänden auf Landesebene und den Verbänden der
Träger der freien Jugendhilfe und den Vereinigungen sonstiger Leistungserbrin
ger auf Landesebene Rahmenverträge über den Inhalt der Vereinbarungen nach
§ 78b Absatz 1 schließen; vom Abschluss dieser Verträge und ihrer Beachtung
bei den Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 kann das Land die Kostenerstat
tung nach § 89d Absatz 1 abhängig machen.“

40. In § 79a Satz 2 werden nach dem Wort „für die Wörter „die inklusive Ausrichtung der
Aufgabenwahrnehmung und die Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von
jungen Menschen mit Behinderungen sowie“ eingefügt.

41. § 80 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „vielfältiges“ ein Komma und das Wort „in
klusives“ eingefügt.

b) Nach der Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt:

»4. junge Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte junge
Menschen mit jungen Menschen ohne Behinderung gemeinsam unter Be
rücksichtigung spezifischer Bedarfslagen gefördert werden können und“.

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

42. § 81 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt:

„2. anderen Rehabilitationsträgern nach dem Neunten Buch,“.

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 9 werden die Nummern 3 bis 10.

c) Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 11 und das Wort „und“ wird durch ein
Komma ersetzt.

d) Die bisherige Nummer 11 wird Nummer 12 und das Wort „und“ wird angefügt.

e) Nach der neuen Nummer 12 wird folgende Nummer 13 eingefügt:
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l3. Einrichtungen, die auf örtlicher Ebene Familien und den sozialen Zusam
menhaft zwischen den Generationen stärken (Mehrgenerationenhäuser)“.

43. § 83 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Bundesjugendkuratorium“ durch die Wörter
sachverständige Beratung“ ersetzt.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Die fachlich zuständige oberste Bundesbehörde hat der Bundeselternver
tretung der Kinder in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege bei we
sentlichen die Kindertagesbetreuung betreffenden Fragen die Möglichkeit der Be
ratung zu geben.“

44. § 87a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis nach § 43 sowie für deren Rücknahme
und Widerruf ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die Tagespflegeper
son ihre Tätigkeit ausübt. Für die Erteilung der Ptlegeerlaubnis nach § 44 sowie für
deren Rücknahme und Widerruf ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich
die Pflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.‘

45. § 87c wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Bescheinigung‘ durch die Wörter „schriftliche
Auskunft“ ersetzt.

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 das Wort „Bescheinigung“ durch die Wörter „schriftlichen Auskunft“
ersetzt.

bb) Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

„Das nach Satz 2 zuständige Jugendamt teilt dem nach Satz 1 zuständigen
Jugendamt auf dessen Ersuchen mit, ob ihm Mitteilungen nach § 1626d Ab
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Mitteilungen nach § 155a Absatz 3
Satz 3 oder Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder Mit
teilungen nach § 50 Absatz 3 vorliegen. Betrifft die gerichtliche Entscheidung
nur Teile der elterlichen Sorge, so enthalten die Mitteilungen auch die Anga
be, in welchen Bereichen die elterliche Sorge der Mutter entzogen wurde,
den Eltern gemeinsam übertragen wurde oder dem Vater allein übertragen
wurde.“

46. In § 90 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „87, 86 und 92a“ durch die Angabe „87 und
86“ ersetzt.

47. § 94 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 3 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Bezieht der Elternteil Kindergeld nach § 1 Absatz 1 des Bundeskindergeldgeset
zes, gilt Satz 2 entsprechend. Bezieht der junge Mensch das Kindergeld selbst,
gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.“

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 1 wird die Angabe »75“ durch die Angabe »50“ ersetzt.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden durch die folgenden Sätze ersetzt:

„ 93 Absatz 4 ist nicht anwendbar. Folgendes Einkommen aus einer Er
werbstätigkeit innerhalb eines Monats bleibt für den Kostenbeitrag unberück
sichtigt:

1. Einkommen aus Schülerjobs oder Praktika mit einer Vergütung bis zur
Höhe von 150 Euro monatlich,

2. Einkommen aus Ferienjobs zweimal im Kalenderjahr bis zu einer Dauer
von jeweils maximal 4 Wochen bis zur Höhe von jeweils 400 Euro oder
einmal im Kalenderjahr bis zu einer Dauer von maximal 6 Wochen bis
zur Höhe von 800 Euro oder

3. 150 Euro monatlich als Teil einer Ausbildungsvergütung.

Für ehrenamtliche Tätigkeiten gilt Satz 3 Nummer 1 und 2 entsprechend.“

48. § 98 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 10 wird die Angabe „ 74 Absatz 6“ durch die Angabe „ 77 Absatz 6“
ersetzt.

b) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

»11. die Träger der Jugendhilfe, die dort tätigen Personen und deren Einrichtun
gen mit Ausnahme der Tageseinrichtungen,“.

c) Nummer 12 wird ein Komma angefügt,

49. § 99 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

»a) Art des Trägers der Hilfe durchführenden Dienstes oder der Hilfe durch
führenden Einrichtung sowie dessen Verbandszugehörigkeit,“.

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

cc) Nach Buchstabe c werden die folgenden Buchstaben d und e eingefügt:

„d) Migrationshintergrund,

e) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene Sprache,“.

dd) Die bisherigen Buchstaben d und e werden die Buchstaben fund g.

b) In Absatz 6 Nummer 2 wird das Wort „Alter‘ durch die Wörter „Geburtsmonat,
Geburtsjahr“ ersetzt.

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
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„a) der Art, Rechtsform und Verbandszugehörigkeit des Trägers sowie be
sonderen Merkmalen,“.

bb) In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort „Arbeitsbereich“ durch die Wörter
Arbeitsbereiche einschließlich Gruppenzugehörigkeit“ ersetzt.

cc) Nummer 3 wird wie folgt geändert.

aaa) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c eingefügt:

„c) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene Sprache,“.

bbb) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d.

ccc) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e und wie folgt gefasst:

e) Eingliederungshilfe,“.

ddd) Die bisherigen Buchstaben e und f werden die Buchstaben fund g.

d) Absatz 7a Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Buchstaben b wird folgende Buchstabe c eingefügt:

„c) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene Sprache“.

bb) Die bisherigen Buchstaben c und d werden die Buchstaben d und e.

cc) Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe fund wie folgt gefasst:

1) Eingliederungshiffe,“.

dd) Die bisherigen Buchstaben f bis h werden die Buchstaben g bis i.

e) Absatz 8 wird wie folgt geändert

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „ 74 Absatz 6“ durch die
Angabe 77 Absatz 6“ ersetzt.

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. Art, Rechtsform und Verbandszugehörigkeit des Trägers,“.

cc) In Nummer 4 werden die Wörter „Geschlecht und Alter durch die Wörter
Geschlechtewerteilung und Altersgruppen“ ersetzt.

f) Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

(9) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über die Träger der Jugendhil
fe, die dort tätigen Personen und deren Einrichtungen, soweit diese nicht in Ab
satz 7 erfasst werden, sind

1. die Träger gegliedert nach

a) Art des Trägers, Rechtsform und Verbandszugehörigkeit,

b) den Betätigungsfeldern nach Aufgabenbereichen,
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c) deren Personalausstaftung sowie

d) Anzahl der Einrichtungen.

2. die Einrichtungen des Trägers mit Betriebserlaubnis nach § 45 und Getreu
ungsformen nach diesem Gesetz, soweit diese nicht in Absatz 7 erfasst wer
den. gegliedert nach

a) Postleitzahl des Standorts,

b) für jede vorhandene Gruppe und jede sonstige Betreuungsform nach
diesem Gesetz, die von der Betriebserlaubnis umfasst ist, Angaben über
die Art der Unterbringung oder Betreuung, deren Rechtsgrundlagen, An
zahl der genehmigten und belegten Plätze, Anzahl der Sollstellen des
Personals und Hauptstelle der Einrichtung,

3. für jede im Bereich der Jugendhilfe pädagogisch und in der Verwaltung tätige
Person des Trägers

a) Geschlecht, Geburtsmonat und Geburtsjahr,

b) AH des höchsten Berufsausbildungsabschlusses, Stellung im Beruf, Art
der Beschäftigung, Beschäftigungsumfang und Arbeitsbereiche,

c) Bundesland des überwiegenden Einsatzortes.“

50. In § 100 werden die Wörter „Telefonnummer sowie Faxnummer oder E-Mail-Adresse
durch das Wort Kontaktdaten“ ersetzt.

51. § 101 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 9 werden die Wörter „Absatz 4, 5 und 9“ durch die Wörter „Absatz 4
und 5“ ersetzt.

b) Nummer 12 wird ein Komma angefügt.

c) Nach Nummer 12 wird folgende Nummer 13 eingefügt:

„13. §99 Absatzgsind zum 15. Dezember“.

52. § 102 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nummer 8 wird die Angabe »und 9 gestrichen.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „ 99 Absatz 1, 2, 3, 7, 5 und 9“ durch die Wörter
„ 99 Absatz 1,3,7,8 und 9“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes zur Kooperation und Information im Km
d ersc h utz

Das Gesetz zur Kooperation und Information m Kinderschutz vom 22. Dezember
2011 (BGBI. 1 S. 2975), das zuletzt durch Artikel 20 Absatz 1 des Gesetzes vom 23. De
zember 2016 (BGBI. IS. 3234) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:



- 26-

In § 3 Absatz 2 werden nach den Wörtern „soziale Beziehungen“ ein Komma und das
Wort „Mehrgenerationenhäuser“ eingefügt.

2. § 4 wird durch die folgenden § 4 und 5 ersetzt:

Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindes
wohlgefährdung

(1) Werden den folgenden Personen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeitge
wichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Ju
gendlichen bekannt, so sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren und ihm die
zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Daten mitzuteilen, sowie sie dies zur
Abwendung der Gefährdung für erforderlich halten:

1. Ärztinnen und Ärzte, Hebammen und Entbindungspfleger und Angehörige eines
anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbe
zeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen und -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaft
licher Abschlussprüfung,

3. Ehe—, Familien-, Erziehungs- und Jugendberaterinnen und -berater sowie

4. Beraterinnen und Berater für Suchifragen in einer Beratungsstelle, die von einer
Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts aner
kannt ist,

5. Mitgliedern und Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den § 3
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen und -arbeiter oder staatlich anerkannte
Sozialpädagoginnen und -pädagogen und

7. Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten
Schulen

Hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksa
me Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird.

(2) Bei der Einschätzung der Erforderlichkeit des Tätigwerdens des Jugendam
tes berücksichtigen die Personen nach Absatz 1, ob die Gefährdung anders, insbe
sondere durch Erörterung der Situation mit dem Kind oder Jugendlichen und den
Personensorgeberechtigten und ein Hinwirken auf die Inanspruchnahme erforderli
cher öffentlicher HUfen bei den Personensorgeberechtigten abgewandt werden kann,
soweit dadurch der wirksamen Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in
Frage gestellt wird.

(3) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohige
fährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser
Fachkraft die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln. Die Daten sind vor der
Übermittlung zu pseudonymisieren.
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(4) Wird das Jugendamt von einer in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten
Person informiert, soll es dieser Person zeitnah eine Rückmeldung geben, ob es die
gewichtigen Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendli
chen bestätigt sieht und ob es zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen tätig ge
worden ist und noch tätig ist.

(5) Die Absätze 1 und 3 gelten entsprechend für nicht in Absatz 1 genannte Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter von Stellen, die dem Sozialgeheimnis nach § 35 Absatz
1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch unterliegen.

§5

Zusammenwirken von Strafverfolgungsbehörden und Jugendamt

(1) Werden in einem Strafverfahren Anhaltspunkte für die erhebliche Gefähr
dung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, informiert die Straf
verfolgungsbehörde oder das Gericht das Jugendamt und teilt die aus Sicht der
übermittelnden Stelle zur Abwendung der erheblichen Gefährdung erforderlichen Da
ten und Tatsachen mit. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend.

(2) Anhaltspunkte für eine erhebliche Gefährdung können insbesondere dann
vorliegen, wenn gegen eine Person, die mit einem Minderjährigen in häuslicher Ge
meinschaft lebt, der Verdacht besteht, eine Straftat nach den § 171, 174, 176 bis
180, 182, 184b bis 184e, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs
begangen zu haben.“

Artikel 3

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. 1 5. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 6. März 2017 (BGBI. 1 5. 403) geändert worden ist, wird wie folgt ge
ändert:

§ 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Die Krankenkassen haben den Versicherten dabei durch Aufklärung, Beratung und
Leistungen zu helfen und unter Berücksichtigung von geschlechts-, alters- und behin
derungsspeziflschen Besonderheiten auf gesunde Lebensverhältnisse hinzuwirken.“

2. § 2b wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort »Geschlechtsspezifische“ durch die Wörter Ge
schlechts- und altersspezifische“ ersetzt.

b) Das Wort »geschlechtsspezifischen“ wird durch die Wörter geschIechts- und al
tersspezifischen“ ersetzt.

3. In § 20 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „beitragen“ die Wörter »und kind- und
jugendspezifische Belange berücksichtigen“ eingefügt.

4. Nach § 73b wird folgender § 73c eingefügt:
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‚ 73c

Kooperationsvereinbarungen zum Kinder- und Jugendschutz

Die Kassenärztlichen Vereinigungen sollen mit den kommunalen Spitzenverbän
den auf Landesebene eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit von Vertragsärz
ten mit den Jugendämtern schließen, um die medizinische Versorgung von Kindern
und Jugendlichen zu verbessern, bei denen Vertragsärzte im Rahmen von Früher
kennungsuntersuchungen nach § 26 oder im Rahmen ihrer oder der ärztlichen Be
handlung ihrer Familienangehörigen nach § 28 Anhaltspunkte für eine Gefährdung ih
res Wohls feststellen. Satz 1 gilt nicht für Kassenzahnärztliche Vereinigungen und
Zahnärzte.“

5. In § 92 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „Erfordernissen der Versorgung“
die Wörter „von Kindern und Jugendlichen sowie“ eingefügt.

6. § 140h Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie setzt sich bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe dafür ein, dass unterschiedliche
Lebensbedingungen und Bedürfnisse von Frauen und Männern sowie von Mädchen
und Jungen beachtet werden und dass in der medizinischen Versorgung sowie in der
Forschung alters- und geschlechtsspeziflsche Aspekte berücksichtigt werden.“

Artikel 4

Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch

In § 21 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016
(BGBI. 1 5. 3234), das durch Artikel 25a des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBI. 1
5. 3234) geändert worden ist, wird die Angabe „ 36“ durch die Angabe „ 36 bis § 36b“
ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch

Dem § 71 Absatz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch — Sozialverwaltungsver
fahren und Sozialdatenschutz — in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar
2001, (BGBI. 1 5. 130), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 7 des Gesetzes vom 10. März
2017 (BGBI. 1 S.410) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

MEine Übermittlung von Sozialdaten ist auch zulässig, soweit sie zum Schutz des Kindes
wohls nach § 4 Absatz 1 und 5 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinder-
schutz erforderlich ist.“
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Artikel 6

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar
2002 (BGBI. 1 5. 42, 2909; 2003 1 5. 738), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Februar 2017 (BGBI. 1 S. 258) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

Dem § 1632 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

„Das Familiengericht kann in Verfahren nach Satz 1 von Amts wegen oder auf Antrag
der Pflegeperson zusätzlich anordnen, dass der Verbleib bei der Pflegeperson auf
Dauer ist, wenn

1. sich innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes vertretbaren Zeit
raums trotz angebotener geeigneter Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen
die Erziehungsverhältnisse bei den Eltern nicht nachhaltig verbessert haben und
eine derartige Verbesserung auch zukünftig nicht zu erwarten ist und

2. die Anordnung zum Wohl des Kindes erforderlich ist.“

2. In § 1688 Absatz 2 wird die Angabe „3% Abs. 1 Satz 2 Nr. 3“ durch die Wörter „35a
Absatz 2 Nummer 3“ ersetzt.

3. Dem § 1696 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Eine Maßnahme nach § 1632 Absatz 4 Satz 2 ist aufzuheben, wenn sich die
Erziehungsverhältnisse bei den Eltern entgegen der Erwartung so verbessert haben,
dass sie das Kind ohne Gefährdung seines Wohis wieder selbst erziehen können, es
sei denn, die Wegnahme von der Pflegeperson widerspricht dem KindeswohL“

4. § 1697a wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

»(2) Lebt das Kind in Familienpflege, so hat das Gericht, soweit nichts ande
res bestimmt ist, in Verfahren über die in diesem Titel geregelten Angelegenhei
ten auch zu berücksichtigen, ob und inwieweit sich innerhalb eines im Hinblick
auf die Entwicklung des Kindes vertretbaren Zeitraums die Erziehungsverhältnis
se bei den Eltern so verbessert haben, dass diese das Kind wieder selbst erzie
hen können. Liegen die Voraussetzungen des § 1632 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1
vor, so hat das Gericht bei seiner Entscheidung auch das Bedürfnis des Kindes
nach kontinuierlichen und stabilen Lebensverhältnissen zu berücksichtigen. Die
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn das Kind im Rahmen einer Hilfe nach
den § 34 oder 35a Absatz 2 Nummer 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
erzogen und betreut wird.“



- 30 -

Artikel 7

Änderung des Jugendgerichtsgese&es

Nach § 37 des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Dezember 1974 (BGBI. 1 S. 3427), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17.
Juli 2015 (BGB!. 1 5. 1332) geändert worden ist, wird folgender § 37a eingefügt:

37a

Zusammenarbeit in gemeinsamen Gremien

(1) Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte können zum Zweck einer abgestimmten
Aufgabenwahrnehmung fallübergreifend mit öffentlichen Einrichtungen und sonstigen
Stellen, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen auswirkt, zusam
menarbeiten, insbesondere durch Teilnahme an gemeinsamen Konferenzen und Mitwir
kung in vergleichbaren gemeinsamen Gremien.

(2) An einzelfallbezogener derartiger Zusammenarbeit sollen Jugendstaatsanwälte
teilnehmen, wenn damit aus ihrer Sicht die Erreichung des Ziels nach § 2 Absatz 1 geför
dert wird.“

Artikel 8

Änderung des Asylgese&es

Das Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBI.
1 5. 1798) das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 4. November 2016
(BGBI. 1 5. 2460) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 44 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des Gesetzes vom
26. Juni 1990, BGB!. 1 5. 1163) gilt nicht für Aufnahmeeinrichtungen. Die Länder
treffen geeignete Maßnahmen, um den Schutz von Minderjährigen sowie von
Frauen bei der Unterbringung Asylbegehrender nach Absatz 1 zu gewährleisten;
dabei stellen sie insbesondere die Einhaltung der Verpflichtungen der Träger von
Aufnahmeeinrichtungen nach Absatz 3 sicher.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Träger von Aufnahmeeinrichtungen sollen Konzepte zum Schutz von
Minderjährigen sowie von Frauen vor Gewalt in diesen Einrichtungen entwi
ckeln und anwenden.“

bb) In Satz 2 werden die Wörter Träger von Aufnahmeeinrichtungen“ durch das
Wort „Sie“ ersetzt.
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2. In § 53 Absatz 3 wird die Angabe „ 44 Abs. 3“ durch die Wörter 44 Absatz 2a und
3“ ersetzt.

Artikel 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2018 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 16 Buchstabe b und Nummer 46 tritt am 1. Januar 2020 in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) ist am 1. Oktober
1990 in den ostdeutschen Bundesländern und am 1. Januar 1991 in den westdeutschen
Bundesländern in Kraft getreten. Es ist mit dem Impetus entwickelt und verabschiedet
worden, die Subjektstellung der Leistungsberechtigten bzw. -empfänger zu stärken statt
sie als Objekte von Kontrolle und Maßregelung zu betrachten, Individualität zu fördern
statt Schwächen und Defizite zu kompensieren und soziale Dienstleistung zu erbringen
statt Fürsorge zu gewähren. Ein solches Verständnis von Kinder- und Jugendhilfe bedeu
tete vor 25 Jahren nicht bloß eine Weiterentwicklung oder Veränderung des Bestehenden;
es war ein umfassender Perspektivenwechsel. Das 5GB VIII geht von einem weiten, um
fassenden Verständnis von Kinder- und Jugendhilfe aus, die ihren Auftrag nicht nur korn
pensatorisch versteht, sondern die Förderung der Entwicklung junger Menschen, den Ab
bau von Benachteiligungen und den Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe zur Herstellung
positiver Lebensbedingungen in den Mittelpunkt rückt (vgl. § 1 Absatz 3 5GB VIII).

Mit dem Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG), das am 1. Januar 2012 in Kraft getreten
ist, wurde die Kinder- und Jugendhilfe als das für das gedeihliche Aufwachsen von Kin
dern und Jugendlichen primär verantwortliche Sozialleistungssystem stärker mit anderen
für den Schutz von Kindern und Jugendlichen relevanten Leistungssystemen und Instituti
onen durch örtliche und regionale Netzwerke und verbindliche Kooperationen verknüpft.
Dem lag die Intention zugrunde, den Hilfebedarf von Kindern, Jugendlichen und ihren
Familien nicht von den Angeboten der einzelnen Leistungssysteme, sondern nur von der
individuellen Lebenssituation her zu definieren. Die Ergebnisse der Evaluation des Bun
deskinderschutzgesetzes (vgl. Bundestagsdrucksache 18/7100) zeigen, dass sich diese
Verknüpfung der Systeme im Sinne eines wirkungsvolleren Kinderschutzes bewährt hat.
Diesen Ansatz gilt es daher weiter fortzuführen und die Kinder- und Jugendhilfe auch als
Leistungssystem noch stärker an dem Bedarf der Kinder und Jugendlichen auszurichten.

Ein nicht unerheblicher Teil der Kinder und Jugendlichen läuft Gefahr, so der 14. Kinder-
und Jugendbericht, von der sozialen Teilhabe und der Perspektive eines gelungenen Le
bensentwurfs abgehängt zu werden (Bundestagsdrucksache 17112200, 5. 53) Die Her
stellung von Chancengleichheit für diese jungen Menschen ist eine gesamtgesellschaftli
che Aufgabe von höchster Priorität und vor allem auch eine aktuelle und künftige Heraus
forderung für die Kinder- und Jugendhilfe, deren primäre Funktion in der Vermeidung bzw.
dem Abbau von Benachteiligungen für junge Menschen durch individuelle und soziale
Förderung besteht. Es gibt mehr Bedarf an Kinder- und Jugendhilfe und eine größere öf
fentliche Verantwortung.

Fast jedes Kind in Deutschland wird in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertages
pflege betreut und gefördert. Mehr als 1 Mio. junge Menschen haben im Jahr 2014 bun
desweit erzieherische Hilfen erhalten. Die Leistungen und Angebote der Kinder- und Ju
gendhilfe erreichen damit nahezu alle Kinder und Jugendlichen in Deutschland. Wenn die
Sachverständigenkommission zum 14. Kinder- und Jugendbedcht feststellt, dass es den
Kindern und Jugendlichen in Deutschland im Schnitt noch nie so gut ging wie heute (vgl.
Bundestagsdrucksache 17/12200, 5. 53), dann ist dies auch ein großes Verdienst der
Kinder- und Jugendhilfe. Ein Abweichen vom bisherigen Weg erscheint vor diesem Hin
tergrund nicht naheliegend. Vielmehr bestärken diese Erkenntnisse die Kinder- und Ju
gendhilfe darin, den Weg, den das SGB VIII weist, konsequent weiterzugeben in einer Art
und Weise, die den Bedürfnissen von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien von heute
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und den darausresultierendenHerausforderungengerechtwerden soll. Bei der Sicher
stellunggesellschaftlicherTeilhabefür alle Kinder und Jugendlichengilt es also, das,was
die Kinder- und Jugendhilfeausmacht,weiter zu stärken,ohne das Verhältnis zwischen
elterlicher Erziehungund staatlicherVerantwortungneu zu tarieren: Ihre Subjektorientie
rung, ihren systemischenAnsatz, der das Kind bzw. den Jugendlichenin Korrelation mit
seinemsozialen Umfeld betrachtet,und ihre Ausrichtung an Potenzialenund damit ihre
Abkehrvon einerDefizitorientierung.

Vor diesemHintergrund ist die Stärkungvon Kindern und JugendlichenzentraleZielset
zung der mit diesemGesetzentwurfauf der Grundlagedes Koalitionsvertragesder 18.
LegislaturperiodeumgesetztenReform der Kinder- und Jugendhilfe.

Festgeschriebenwurde im Koalitionsvertragder 18. LegislaturperiodeFolgendes:

„Die Kinder- und JugendhUfesoll auf einer fundierten empirischenGrundlagein einem
sorgfältigstrukturiertenPmzesszu eineminklusiven, effizientenunddauerhafttragfähigen
und belastbarenHilfesystem weiterentwickeltwerden.Dazu gehörengeeigneteFinanzie
rungsmodellefür systemischeUnterstützungsformen(z. B. an den Schnittstellenvon 5GB
VIII, 5GB XII, und Schulträger).Wir brauchenstarkeJugendämterundeinefunktionieren
de Partnerschaftmit der freien Jugendhilfe.Wir werdendaherdie Steuerungsinstrumente
der Jugendämterdeutlich verbessernund gleichzeitig die Rechteder Kinder und ihrer
Familien sicherstellen,sowie sozialraumodentierteund präventiveAnsätzeverfolgen.Da
zu wollen wir mit Ländern,Kommunenund Verbändenin einenQualitätsdialogtretenund
uns überdie Weiterentwicklungin wichtigen HandlungsfeldernderKinder- und Jugendhil
fe verständigen.“

Im Interessevon Kindern mit Behinderungund ihren Eltern sollen die Schnittstellenin
den Leistungssystemenso übewundenwerden, dassLeistungenmöglichst aus einer
Handerfolgenkönnen.“

Ausgehendvon dem Leitgedanken,dasKind ins Zentrumzu stellenund vom Kind auszu
denken, gilt es, auf der GrundlagediesesHandlungsaufiragsKinder und Jugendliche
durch mehrTeilhabe,bessereLeistungsangeboteund einen wirksamerenSchutzumfas
sendzu stärkenund die Kinder- und Jugendhilfezu einem inklusiven, effektiven und dau
erhafttragfähigenund belastbarenLeistungssystemweiterzuentwickeln.

Dieser Maßgabefolgend besteht in folgenden Regelungsbereichendie Notwendigkeit
gesetzgeberischenTätigwerdens:

1. Mehr Einfluss— Kinder und Jugendlichebesserbeteiligen

Starke Kinder mit starkenRechtenkönnen wirkungsvoller die Verantwortungvon Staat
und Gesellschaftfür ihr Wohlergehenund ihren Schutzeinfordern. Leistungsangebote,
Hilfeprozesseund Schutzmaßnahmenmüssendaherstärkeram Kind ausgerichtetwer
den. Die Durchsetzungder Rechtevon Kindern und Jugendlichenmussnachhaltigerun
terstütztwerden.

Kinder und Jugendlichemüssendeshalb— wie im Gesamtkonzeptfür den Schutz von
Kindern und Jugendlichenvor sexuellerGewalt vorgesehen— einen uneingeschränkten
Anspruchauf Beratungdurch die Kinder- und Jugendhilfeerhalten.

Zudem gilt es, die wichtigen Impulse, die im Hinblick auf die Stärkungvon Kindern und
Jugendlichenin Einrichtungenmit der mit dem BKiSchG eingeführtenImplementierung
von Beteiligungs-und Beschwerdeverfahrenerreichtwerdenkonnten,überden Adressa
tenkreisderjungenMenschenin Einrichtungenhinausweiterzu führen.

2. Mehr Stabilitätund Kontinuität— Pflegekinderund ihre Familienstärken


